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Die Polkszählung in Heſterreich zu Ende dieſes Jahr- 
hundertes. 
Beſprochen von Eugen Spork. 
III. 

„Erſter Jänner 1901.“ Das Säculum hat ſein Ende errei 
und mit ihm die letzte Anordnung der 0 en 
„Vorarbeiten“, zur vorzunehmenden „Volkszählung“ — der Aufnahme 
der Bevölkerung, hinſichtlich aller für die Verwaltung wichtigen und 
wiſſenswerthen Daten. 

Die große Schaar der communalen Volkszählungscommiſſäre und 
der ſtaatlichen Volkszählungsagenten tritt, ſchlagfertig ausgerüſtet, die 
mühevolle und in einer verhältnißmäßig ſehr kurzen Spanne Zeit zu be⸗ 
wältigende Arbeit an. 

Wenn es ſich nun die betheiligten Behörden nach Thunlichkeit 

angelegen ſein laſſen, ihre Vollzugsorgane bezüglich der Bevölkerungs- 
aufnahme — die Volkszählungscommiſſäre und ſtaatlichen Volks⸗ 
zählungsagenten zu beſagtem Arbeitsantritte materiell und inſtructiv 
„ſchlagfertig auszurüſten“, ſo iſt es nichtsdeſtoweniger mit 
ein Haupterforderniß, ſollen die geſammten ausgeſandten Zählungs⸗ 
organe nicht ohnmächtig ihren Obliegenheiten gegenüberſtehen, daß 
auch die aufzunehmende Bevölkerung, zuvörderſt die Hauseigenthümer, 
Familienväter und Arbeitsgeber, ihren aus dem Geſetze ihren auferlegten 
Verpflichtungen entſprechend, ebenſo „ſchlagfertig ausgerüſtet“ 
erſcheint. 
Da dei dieſer Zählung in erſter Linie das Alter und die 
Heimatsangehörigkeit einer jeden Perſon genau verzeichnet werden 
muß, dieſe Daten von den Zählungsorganen jedoch nur aus den 
diesbezüglichen Documenten mit Zuverläſſigkeit entnommen werden 
können, jo iſt von den obengenannten Haus, Familien⸗, beziehungs⸗ 
weiſe Arbeitervorſtänden bei Zeiten dafür Sorge zu tragen, daß ſie 
ſich und ihre unterſchiedlichen Angehörigen und Bedienſteten mit den 
erforderlichen Documenten als Taufſcheinen, Heimatsſcheinen (be⸗ 
ziehungsweiſe Arbeits- oder Dienſtbotenbücher oder Legitimations⸗ 
karten) zum Zwecke der Vorweiſung und Auskunftsertheilung an die 
Zählungsorgane verſehen. 


Ein diesfälliges Verſäumniß oder gar eine Außerachtlaſſung 
dieſer geſetzlichen Verpflichtung trifft inſonders Arbeitsgeber, welche Per- 
ſonen beſchäftigen, die nicht mit einem Arbeits-, beziehungsweiſe Dienſt⸗ 
botenbuche verſehen ſind, dann um ſo empfindlicher, als dieſelben nach den 
beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften ſtrenge zu beſtrafen ſind. 

Außer dieſen nur zum Vorweis in Bereitſchaft zu haltenden 
Documenten find alle diejenigen Wohnungsinhaber, reſpective Familien- 
häupter, in deren Wohnung ſich auch unter den zu verzeichnenden 
männlichen Individuen ſolche öſterreichiſcher Staatsbürgerſchaft befinden, 
welche in den Jahren 1881 bis einſchließlich 1891 geboren find, 
geſetzlich verpflichtet, (ſtempelfreie, unentgeltlich erhältliche) Auszüge aus 
dem Geburtsbuche, oder beglaubigte Abſchriften der Geburtsſcheine be— 
ſagter Individuen zum Behufe der Abgabe dieſer letzteren Documente 
an die Zählungscommiſſion in Bereitſchaft zu halten, alſo ſich Die= 
ſelben längſtens bis Ende des Jahres 1900 bei dem berufenen Pfarr- 
oder Matrikenamte, bei welchem die Geburtsacte eingetragen wurden, 
zu beſchaffen. 

Nebſt dieſen urkundlich zu erweiſenden und beziehungsweiſe zu 
belegenden Daten über Alter und Heimat ſind zunächſt die mehr— 
erwähnten Wohnungsinhaber, reſpective Familienhäupter, auch gehalten, 
ſich behufs Ertheilung der Auskünfte an die Zählungscommiſſäre, auch 
die Kenntniß über den Stand und Beruf aller an der Wohnung 
theilnehmenden Perſonen, ſowie jener noch nicht eigenberechtigten 
Söhne und Töchter ledigen Standes, welche an der Wohnung nicht 
theilnehmen, rückſichtlich letzterer auch über deren Aufenthalt, zu be= 
ſchaffen, da dieſelben ebenſowohl für Vollinhaltlichkeit, als Richtigkeit 
der ertheilten Auskünfte verantwortlich ſind; ein Entziehen der Zählung 
oder Angabe unwahrer Daten aber, zieht nach § 30 der Volkszählungs— 
vorſchrift, nach Maßgabe der Umſtände eine Geldbuße bis zu 20 fl. oder 
Arreſtſtrafe bis zu vier Tagen nach ſich. 

Wenn nun auch einerſeits die Umgehung dieſer geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, ſowie das Dawiderhandeln den vorerwähnten Strafen unterliegt, 
und anderſeits wahrhaftige oder nur zur Ausflucht genommene Un— 
kenntniß des Geſetzes kein Entſchuldigungsgrund für Nichtbefolgung der 
in Gemüßheit des Geſetzes getroffenen behördlichen Anordnungen iſt, 
fo iſt auch hier mit den Strafandrohungen kein hinreichendes Palliativ 
für die planmäßige, glatte Abwicklung des Zählgeſchäftes geſchafſen, 
da es leider noch immer eine ganz erkleckliche Anzahl jener Obſtinaten 
gibt, die zu jeder Zeit den behördlichen Verfügungen entgegenhandeln, 
ſei es um ſich auch der geringſten Mühe oder Verantwortung zu 
entziehen, oder im übelverſtandenen Selbſtbewußtſein, das ſich „in 
ſolchen Sachen nichts vorſchreiben“ läßt. 

Ich habe auf dieſem Gebiete während der beiden letzten Volks— 
zählungen (1881 und 1891) in Wien und Umgebung die unglaub- 
lichſten Dinge erlebt, welcher oft urdrolligen Anſchauung die untere 
Elaſſe der Bevölkerung iſt, worunter es Manchen gab, der ſich bei der 
Behauptung: „Das geht mich Alles nichts an, ich brauche 
nicht leſen und ſchreiben zu können, wenn ich nur zahl'“, 
ſtolz in die Bruſt warf. 
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Damit glauben die Guten dann Alles gethan zu haben. 

Die anno 1880/81 gemachten ſchlechten Erfahrungen, wonach die 
untere Schichte der Bevölkerung nahezu ganz unvorbereitet am Zählungs— 
tage angetroffen wurde, haben zur Genüge gelehrt, wie wenig Beachtung 
dem $ 30 der Volkszählungsvorſchrift geſchenkt wurde und daß für dieſen 
Theil der Bevölkerung alle Belehrungen durch Circulare oder Mauer— 
anſchläge ganz vergebene Mühe und unnützer Koſtenaufwand geweſen 
find, insbeſondere aber wie ſehr die exacte Abwicklung der Bevölkerungs⸗ 
aufnahme hiedurch behindert und das ganze Zählgeſchäft com— 
pliciert wurde. 

Dem vorzubeugen, wurde anläßlich der Volkszählung anno 
1890/91, von einzelnen Gemeinden des damaligen politiſchen Bezirkes 
Sechshaus bei Wien, ſchon lange vorher eine umfaſſende Action dahin 
eingeleitet, daß auf Koſten dieſer Gemeinden die Familiendocumente 
ſammtlicher Einwohner revidirt und dieſelben zur bevorſtehenden Zählung 
geordnet wurden, wo ſolche mangelten, hatte die betreffende Partei 
nur den erforderlichen Urkundenſtempel beizubringen, die ſchriftlichen 
Arbeiten zur Requiſition dieſer Documente beſorgten dagegen die 
beſagten Gemeinden (Gemeindeämter) bereitwilligſt und koſtenlos. 

Zur Durchführung dieſer Controle und des ſchriftlichen Verkehrs 
mit jenen Behörden, von welchen für die Einwohner die erforderlichen 
Urkunden zu requiriren waren, wurde der Beamtenſtatus des Bürger— 
meiſteramtes entſprechend und auf Koſten der Gemeinde vergrößert. 

Bei dieſem Anlaſſe (insbeſondere bei dem Verkehre mit ungariſchen 
und flaviſchen Behörden) konnte ich erſt recht wahrnehmen, von 
welchem Nutzen für das Zählgeſchäft dieſe freiwillig übernommene 
Vorarbeit war; es waren tauſende von Fällen, in denen nomine der 
Einwohner mangelnde Documente beſchafft wurden, aber mindeſtens 
70 Procent dieſer Requiſitionen und hervorragend jene, wo es ſich um 
Heimatsdocumente handelte, erforderten oft drei- bis viermaligen 
Notenwechſel, ehe der Zweck erreicht werden konnte. 

Ungarns kleinere Gemeinden machten meiſtens die Ausſtellung 
der geforderten Heimatsdocumente von einer vorerſt als „Steuer- 
rückſtand“ () zu erlegenden Geldſumme abhängig. Diejenigen in 
Böhmen, Mähren ꝛc. ſuchten dagegen, wo immer nur möglich die 
Bewerber um Heimatsangehörigkeitsbelege mit dem Einwande der 
„längſt eingetretenen Verjährung“ des Heimatsrechtes — abzuweiſen. 
Viele Gemeinden anderer Landesſprachen verlangten die Eingaben oder 
die Amtscorreſpondenz in deren Landesſprache abgefaßt. 

Wenn nun der Verkehr zwiſchen dieſen Behörden unter einander 
vielfach ein ſchon ſo erſchwerter iſt, umwieviel ſchwieriger geſtaltet 
ſich derſelbe für die betreffenden Privat-Parteien, wenn ſie denſelben 
ſelbſt beſorgen ſollten. Mangel der Kenntuniß anderer Sprachen, des Ver⸗ 
ſtändniſſes im ſchriftlichen Verkehr mit dieſen auswärtigen Aemtern, 
und der überhaupt nothwendigen Intelligenz, iſt nicht der kleinſte 
Factor bei derlei Vornahmen. 

Es wäre daher im Intereſſe der Volkszählungsarbeiten und nicht 
minder in dem der Gemeinden und ihrer Bevölkerung ſelbſt gelegen, wenn 
ſich ſämmtliche Gemeinden einer ſolchen Bemühung, die ja im äußerſten 
Falle nur ein halbes Jahr lang in Anſpruch nimmt, unterziehen, freiwillig 
die beſagte Vorcontrole üben und freiwillig und koſtenlos ihren Einwohnern 
die nöthigen urkundlichen Behelfe rechtzeitig verſchaffen würden. 

Vielleicht fände ſich das hohe Finanzärar auch geneigt, gleich 
den Taufzetteln auch alle übrigen von den diverſen Aemtern 
und Behörden lediglich zum Zwecke der Volkszählung erforderlichen 
Beſcheinigungen über fallweiſe Bewerbung um ſolche von dem Urkunden— 
ſtempel zu befreien. 

Solche Certificate brauchten bloß den Zweck ihrer Ausſtellung 
am Titel zu führen und konnten in kürzeſter Faſſung gehalten fein. 

Ob der 31. December oder richtiger geſagt die erſten zwei 
Drittheile des Monates Jänner, in welcher Zeit ſich die Aufnahme 
des Gros der Bevölkerung denn doch erſt vollzieht, eine zur Vornahme 
dieſer Arbeiten geeignete Zeit ſei oder nicht, darüber gehen ſelbſt 
unter den Fachmännern die Meinungen ſehr auseinander. 

Statthaltereiſecretär Dr. von Mayrhofer verbreitet ſich in ſeinem 
vorzüglichen Werke „Die Volkszählung in Oeſterreich“ (Seite 56 bis 66) 
auf zehn Druckſeiten über dieſen fraglichen Punkt und citirt daſelbſt 
die Pro und Contra hervorragendſten Statiſtiker, ohne aber, am 
Schluſſe dieſer ganzen Abhandlung angelangt, ſich beſtimmt für die 
eine oder die andere Anſicht erklärt zu haben. 


Alles in Allem genommen, hat es ſich in der Praxis aber denn 
doch bewährt, daß der (auch mit Miniſterialerlaß vom 28. November 1890, 
Z. 23.253) feſtgeſetzte Moment des Ueberganges des 31. December 
zum 1. Jänner als entſcheidender Zeitpunkt zu gelten habe; wenn⸗ 
gleich zu dieſer Zeit thatſächlich ein größerer Wechſel im Aufenthalte 
der Bevölkerung ſtattfindet als an jedem anderen Tage des Jahres, 
ſo iſt hiebei aber nicht außer Acht zu laſſen, daß die Dauer dieſer 
Abweſenheit eine oft nur nach Stunden zu zählende iſt, daß ſich 
nur wenige dieſer Abweſenden in Ausübung ihres Berufes weiter und 
auf längere Zeit von ihrem ſtändigen Aufenthaltsorte entfernen. Ja 
ich könnte ſogar das Gegentheil behaupten, die Bevölkerungsmaſſe war 
zu dieſer Zeit ein compactere, die Familienmitglieder enger aneinander— 
geſchloſſen. Es ſtagnirt zur kritiſchen Zeit der Geſchäftsverkehr, und 
— was eigentlich von Vielen in langen Capiteln beſtritten und in 
Abrede geſtellt wird, in der Wirklichkeit aber denn doch zutrifft — iſt, 
daß die Zählungscommiſſäre gerade am Neujahrstage in faſt 
allen Fällen ſämmtliche Angehörige der jeglichen Familien antrafen, 
zumindeſt aber an dieſem Tage die ausreichendſten Auskünfte zur 
vorſchriftsmäßigen Bevölkerungsaufnahme erhielten. Es gibt zu dieſer 
Zeit faſt keine Geſchäfts- oder Vergnügungsreiſende, Sommerfriſchen, 
Cur⸗ und Badeorte werden nicht frequentirt, touriſtiſche Partien kaum 
unternommen, der Landwirth hat auf Feldern und in den Weingärten 
nichts zu thun — kurz, wer nur immer kann, bleibt zur kritiſchen 
Zeit der Jahreswende wenn ſchon nicht immer aus Familienſinn, da 
es ja zahlreiche Alleinſtehende gibt, — ſo doch der ſtagnirenden Ge— 
ſchäfte oder auch der rauhen Witterung wegen an ſeinem ſtändigen 
Wohnplatze. Studenten und Militär bilden zu dieſer Zeit das 
Hauptcontingent des reiſenden Publicums, der Beamte ſucht ſeinen 
Urlaub in beſſerer Jahreszeit auszunützen; über zeitlich an-, reſpective 
abweſende Studirende ſind deren Angehörige in der Lage, Auskunft 
zu ertheilen und wo ſich Militärperſonen auf kurzem (Feiertags-) 
Urlaub befinden, iſt für das Zählungsoperat der Volkszählungs— 
commiſſäre ganz ohne Bedeutung ($ 29 al. 1), da über dieſe Per— 
ſonen ſeitens der Militärbehörden ohnedies die denkbar genaueſte 
Evidenz geführt wird. 

Meine aus praktiſchen Erfahrungen gebildete Anſicht, wenn nicht 
gar Ueberzeugung, iſt daher ohne alles Schwanken, daß, wenn auch 
Vieles gegen den Zeitpunkt der Jahreswende als Stichtag der Be— 
völkerungsaufnahme eingewendet werden kann, anderſeits die Bene 
im Entgegenhalt zu all den ins Feld geführten Nisi die Letzteren 
doch weitaus überwiegen. 

Hauptſache iſt, daß das Urmaterial der Bevölkerungsaufnahme 
alles Vorgeſchriebene wahrheitsgetreu bringt; die Sichtung 
desſelben iſt dann Aufgabe der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion, welche 
derſelben mehr als gewachſen iſt, — und das zu erreichen, war der 
erſte Jänner der geeignetſte Tag. \ 

Gewiß ſehr empfehlenswerth wäre es, mit Bezug auf die Auf— 
nahme der Bevölkerung ſelbſt, wenn ſowohl die Zählungscommiſſäre 
als die ſtaatlichen Zählagenten ſeitens ihrer P. T. Vorgeſetzten mit 
einem umfaſſenden Verzeichniß ausgeſtattet werden würden, aus welchem 
leicht überſichtlich die deutſche Ueberſetzung der (in anderen 
Sprachen verfaßten Geburts- und Heimatsdocumente) hauptſächlich 
gebräuchlichen Worte, als der Bezeichnung der Monate, der Wochen— 
tage, der gebräuchlichſten Vornamen ꝛc. ꝛc. zu entnehmen iſt. 

Viele unrichtige Eintragungen ſtammten lediglich daher, daß 
weder der Eigenthümer beſagter Documente noch der Zählungscommiſſär 
die hierin gebrauchte Sprache beherrſchte, ſo zum Beiſpiel ſind 
faſt alle Taufſcheine, die von ungariſchen Pfarrämtern ausgeſtellt 
wurden, in lateiniſcher Sprache geſchrieben, aber außer dieſer und 
den Landesſprachen der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie kommen 
dem Zählungscommiſſär auch Documente in allen ausländiſchen 
Sprachen verfaßt in die Hände, deren Ueberſetzung, wenn auch nicht 
in allen Fällen unmöglich, immer aber mit ſonſt unnöthigem Zeit⸗ 
aufwande für das Zählorgan verbunden iſt. 

An die Volkszählungscommiſſäre werden in dieſen Tagen durch 
das ſtets umfangreichere Arbeitsprogramm dermaßen erhöhte Anfor— 
derungen geſtellt, daß es nur der Billigkeit entſpricht und der Qua— 
lität der Arbeiten ebenſoſehr zu Gute kommt wie dem einzelnen 
Zählungsorgane, wenn Letztere außer den mündlichen Unterweiſungen 
auch mit allen ſonſtigen Behelfen gegen alle Eventualitäten gewappnet 
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ſind, und welche ſie raſch über alle etwa auftauchenden Zweifel hin- 
wegſetzen. . 5 

Eine überſichtliche Zuſammenſtellung kurzer und deutlicher Aus⸗ 
züge der ſich auf die Aufnahme der Bevölkerung beziehenden Miniſterial⸗ 
erläſſe würde da nach meinen eigenen Erfahrungen ebenfalls ganz be⸗ 
ſondere Dienſte leiſten; der Koſtenpunkt zur Herftellung einer ſolchen 
Druckſorte käme bei den zu erwartenden Vortheilen hiedurch gar 
nicht in Betracht, und daß jeder Volkszählungscommiſſär, der 
doch nur in einem vorübergehenden Dienſtverhältniſſe ſteht, den Inhalt 
ganzer Serien ſolcher Erläſſe gründlich ſtudiren ſoll, iſt wohl zu 
verlangen, gewiß aber nicht überall zu erwarten. 

Solche einſchlägige Miniſterialerläſſe datiren vom: 

17. November 1890, 3. 23.485, betreffend die Zählung von 
ambulanten Perſonen ohne ſtändigen Wohnſitz; 

26. November 1890, 3. 24.032, betreffend die ausnahmsloſe 
Vornahme der Zählung von Haus zu Haus und Wohnung zu 
Wohnung; £ 

26. November 1890, 3. 24.278, betreffend die genaue Ber= 
zeichnung der Heimatsgemeinden ; 3 

28. November 1890, 3. 23.253, betreffend die Auslegung des 
8 19 der Volkszählungsvorſchrift (Beibringung von Taufzetteln für 
Knaben und Jünglinge), die Falle der nothwendigen Beibringung von 
Abſchriften der Geburtsſcheine und die Zählung von Dienſtboten, 
welche am 31. December ihren Dienſtort wechſeln; 

3. December 1890, Z. 24.763, betreffend die genaue Ver⸗ 
zeichnung des Geburtsortes bei In- und Ausländern; 

8. December 1890, 3. 25.187, betreffend das Verbot, zur 
Unterſcheidung zwiſchen der ſelbſtſtändigen und nicht ſelbſtſtändigen 
Ausübung eines Gewerbes die Vorweiſung von Gewerbeſcheinen, Con— 
ceſſionsurkunden, Erwerbſteuerſcheinen u. dgl. zu verlangen; 

8. December 1890, 3. 23.877, betreffend die Zählung der 
abweſenden Einheimiſchen; 

8. December 1890, 3. 24.423, betreffend die den Civilperſonen 
analoge Behandlung der Officiere und Mannſchaft der Gendarmerie; 

12. December 1890, 3. 25.525, nach welchem als Beſitzer 
jener Pferde, welche vom Aerar an Civilperſonen zur Benützung hinaus— 
gegeben wurden, die betreffenden Benützer anzugeben ſind; 

13. December 1890, 3. 25.524, betreffend die möglichſt genaue 
Erhebung und Verzeichnung des Alters der aufzunehmenden Perſon 
(Rubrik „Geburtsjahr, Monat und Tag“); 

13. December 1890, 3. 25.251, nach welchem die an der 
Wohnung der Eltern nicht theilnehmenden minderjährigen Söhne 
und ledigen Töchter großjährig erklärten Perſonen und ſolchen, welche 
unter Curatel ſtehen, nicht gleichzuhalten ſind; 

17. und 31. December 1890, 3. 25.075, nach welchem für 
abgebrannte und demolirte Häuſer, deren Nummern nicht gelöſcht, 
ſomit als aufrecht beſtehend anzuſehen ſind, ebenſo wie für unbe— 
wohnte Häuſer, unausgefüllte Aufnahmsbögen mit den betreffenden 
Hausnummern in die Zählungsoperate einzulegen, und die bezüglichen 
Hausnummern in den Sammelbögen zu verzeichnen ſind; 

16. December 1890, 3. 24.789, betreffend die Verordnungen 
des k. u. k. Reichs⸗Kriegsminiſteriums vom 27. November 1890, 
Abtheilung II, 3. 7151, und des k. k. Landesvertheidigungs-Mini⸗ 
ſteriums vom 27. November 1890, 3. 21.086/5402/ IV, über die 
Zählung des activen Militärs; N 

19. December 1890, 3. 25.876, nach welchem die Taufzettel 
der Knaben und Jünglinge zu den Zählpapieren jener Häuſer beizu- 
bringen find, in welchen ſich diefelben am 31. December that- 
ſäch lich aufhielten; 

22. December 1890, 3. 24.759, nach welchem im Sinne des 
Miniſterialerlaſſes vom 18. Jänner 1881, 3. 789, bei jenen Per⸗ 
ſonen, deren öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft zweifelhaft iſt, die Rubrik 
„Heimatsberechtigung und Staatsangehörigkeit“ analog jenen Fällen 
auszufüllen iſt, in welchen nur die Heimatsgemeinde zweifelhaft iſt; 

24. December 1890, 3. 25.929, betreffend die Zählung jener 
Perſonen, welche fich in der Nacht vom 31. December auf den 1. Jänner 
im Zuſtande der Reiſebewegung befinden; 

24. December 1890, 3. 26.214, betreffend die Unterfertigung 
der Aufnahmsbögen durch die Zählungscommiſſäre und der Sammel⸗ 
bögen durch den Gemeindevorſteher 


und vom 2. Jänner 1891, Z. 26.834 ex 1890, betreffend die 
Behandlung des Falles, wenn eine Wohnung von zwei oder mehreren 
Wohnparteien bewohnt wird. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


unbefugtes Waffentragen kann Verantwortlichkeit nach § 36 des 

kaiſerl. Patentes vom 2. October 1852, N.⸗G.⸗Bl. Nr. 223, 

auch dann begründen, wenn es im unmittelbar an die Wohnung au⸗ 
grenzenden Garten erfolgt. 

Der Grundſatz des § 28 des bezogenen Patentes ſchließt nicht aus, 

dem Schuldigen neben der ſtrafgeſetzwidrigen Handlung auch die 

concurrirende Uebertretung des § 36 des Patentes zuzurechnen, 

Der Gymnaſialſchüler Ludwig F., geboren am 11. März 1884, 
bemächtigte ſich am 1. Auguſt 1898 des im Hauſe ſeiner Eltern ver— 
wahrten Flaubertgewehres und ſchoß damit in dem an die Wohnung 
angrenzenden, von Wohngebäuden umgebenen Garten nach Vögeln, 
traf jedoch unvorſichtigerweiſe die Antonie S., welche infolge der Ver— 
letzung ſtarb. Das Kreisgericht Rovigno ſprach ihn mit Urtheil vom 
15. November 1898 des Vergehens gegen die Sicherheit des Lebens 
nach $ 335 St.⸗G. und der Uebertretung des § 36 des kaiſerlichen 
Patentes vom 24. October 1852, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 223, ſchuldig. Die 
zu Gunſten des Verurtheilten überreichte Nichtigkeitsbeſchwerde wurde 
vom Caſſationshofe mit Entſcheidung vom 18. Februar 1899, 
Z. 16.984, verworfen. 

Gründe: Den Thatbeſtand des im § 335 St.-G. bezeichneten 
Vergehens verſucht die Nichtigkeitsbeſchwerde aus dem Grunde aus— 
zuſchließen, weil der Angeklagte wegen ſeines die Mündigkeit kaum 
überſchreitenden Alters die Gefährlichkeit ſeiner Handlung nicht ein— 
zuſehen vermochte; die Beſchwerde macht hiemit zwar nicht in terminis, 
aber doch ſachlich den Nichtigkeitsgrund der Z. 9a des § 281, St.⸗ 
P.⸗O. geltend. Allein, daß der Angeklagte die Einſicht in die Ge— 
fährlichkeit ſeines Verhaltens beſaß, hat der Gerichtshof bejaht und 
dieſer in den Bereich der ſogenannten quaestiones mixtae fallende 
Ausſpruch kann nicht von der Thatſeite her, ſondern nur inſoferne 
angefochten werden, als es möglich iſt, die Verletzung einer Rechts— 
regel in ihm nachzuweiſen. Dieſer Nachweis, welcher darthun müßte, 
daß dem Angeklagten ein den Verhaͤltniſſen nicht angemeſſenes Maß 
intellectueller Befähigung zugeſchrieben wurde (§ 1297 a. b. G.⸗B.), 
iſt nicht erbracht. Das angefochtene Erkenntniß aber geht von dem 
Standpunkte aus, daß die Folgen der von der Anklage verfolgten 
Handlung für Jedermann leicht erkennbar waren. In dieſem Punkte 
hat dieſemnach der Angeklagte keinen Grund, ſich beſchwert zu erachten. 

Unbegründet iſt die Beſchwerde auch rückſichtlich des nach § 36 
des Waffenpatentes gefällten Schuldſpruches. Die Anſicht des Be— 
ſchwerdeführers, daß der Beſitzer der Waſſe dieſelbe auch auf dem zum 
Hauſe gehörigen Grundſtücke mit ſich führen dürfe, iſt nicht berechtigt. 
Den für $ 83 St.⸗G. maßgebenden Begriff von dem Schutze des 
Hausfriedens unterworfenen Räumen ſeinem vollen Inhalte nach hieher 
zu beziehen, dazu bietet das Geſetz keinen Halt. Daß es nöthig erachtet 
wurde, die Beſtimmung des $ 15 b des Waffenpatentes in das Geſetz 
aufzunehmen, zeugt vielmehr gegen die Anſicht des Beſchwerdeführers. 
Gegebenenfalles handelt es ſich aber um ein jagdmäßiges Mitſichführen 
des Gewehres und es kann nicht zweifelhaft ſein, daß ein ſolches 
Mitſichführen ſich nicht lediglich als Beſitz nach 8 12 J. c., ſondern 
daß es ſich als der Bewilligung bedürftiges Tragen der Waffe 
darſtellt. 

Fraglich könnte nur erſcheinen, ob der Schuldſpruch mit $ 28 
des Waffenpatentes vereinbar iſt. Allein dieſe Frage iſt zu bejahen, 
denn mit der Gefährdung der Sicherheit des Lebens von Menſchen 
trifft in Fällen, wie der gegenwärtige, die Verletzung eines behörd— 
lichen Rechtes zuſammen und es iſt daher auch in ſolchen Fällen zu 
prüfen, ob eine Uebertretung der Vorſchriften über das Waffentragen 
ſtattgefunden habe. Es iſt ſicherlich auch nicht anzunehmen, daß der 
nach § 36 des Waffenpatentes und § 267 St.⸗G. ſelbſtändig zu ver⸗ 
hängende Verfall der Waffe nachgeſehen werden wollte, wenn ſich der 
Verletzung des behördlichen Rechtes auch noch die Gefährdung oder 
Verletzung von Menſchenleben zugeſellt. Der $ 28 des Waffenpatentes 
geſtattet nicht die Deutung einer Ausnahme von allgemeinen ſtraf⸗ 
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rechtlichen Grundſätzen, er Spricht vielmehr nur etwas Selbſtverſtänd⸗ 
liches, nämlich die Regel aus, daß, wo mit dem unbefugten Waffen- 
tragen auch noch einer der im § 28 cit. erwähnten Thatbeſtände zu— 
ſammentrifft, auch dieſer Thatbeſtand der betreffenden geſetzlichen Straf- 
beſtimmung zu unterziehen iſt. 

Es mußte ſohin die Nichtigkeitsbeſchwerde verworfen werden. 


Notizen. 


(Vorſchriften, betreffend das Verfahren beim Um tauſch von 
Stempelwerthzeichen) wurden mit dem im Einvernehmen mit dem k. k. Oberſten 
Rechnungshofe erfloſſenen Erlaſſe des k. k. Finanzminiſteriums vom 2. Mai l. J., 
3. 16.184, Beil. 7 zum F.⸗M.⸗V.⸗Bl. 1899, hinausgegeben. Der weſentlichſte 
Inhalt dieſer mit 1. Juni d. J. in Wirkſamkeit getretenen Vorſchriften iſt in einer 
dem obigen Erlaſſe beigegebeuen, zur Belehrung der Parteien beſtimmten Kund⸗ 
machung in nachſtehender Weiſe zuſammengefaßt: Anſuchen um Umtauſch von 
verdorbenen Stempelwerthzeichen können nach Wahl der Partei beim ausübenden 
Amte (Verlagsamte, Verſchleißamte) oder bei der leitenden Finanzbehörde (Finanz⸗ 
bezirksdirection, Gebührenbemeſſungsamt) mündlich oder ſchriftlich unter Vorlage des 
umzutauſchenden Materiales angebracht werden. Geſuche um Umtauſch von ver: 
dorbenen Stempelwertzeichen ſind ſtempelfrei. Zuſammengeklebte oder bei der Auf⸗ 
bewahrung auf Papier angeflebte Stempelmarken find in dieſem Zuſtande zum 
Umtauſch zu überreichen und nicht etwa vorher gewaltſam oder unter Anwendung 
feuchter Mittel (Waſſer, Spirituoſen u. ſ. w.) abzutrennen. Die Parteien haben 
mit ihrer Adreſſe (Name und Wohnort) verſehene Verzeichniſſe (Conſignationen) 
über die Gattung, Stückzahl und den Wert der umzutauſchenden Stempelwerth⸗ 
zeichen beizubringen; bei verſchiedenen Gattungen (z. B. Stempelmarken, Wechſel⸗ 
blankette, Frachtbriefe) ſind dieſe Verzeichniſſe — ſoferne es ſich nicht um ein amt⸗ 
liches Blankett mit darauf befindlichen Stempelmarken handelt — für jede ein⸗ 
zelne Gattung getrennt zu verſaſſen. Formulare ſolcher Verzeichniſſe ſind beim 
Amte erhältlich. Wenn bloß ein einzelnes, mit einem Werthzeichen verſehenes Papier 
vorgelegt wird, genügt die Angabe der Adreſſe auf der erſten Seite des Papieres 
am oberen Rande. Wenn das Anſuchen zu Protokoll genommen wird, erhält die 
Partei eine Beſtätigung über den Erlag des eingereichten Materiales unter Angabe 
des Werthes, beziehungsweiſe bei größeren Mengen des von der Partei angegebenen 
Werthes. Ueber zu Protokoll genommene oder ſchriftlich geſtellte Umtauſchanſuchen 
wird das neue Werthzeichenmaterial nur gegen Vorweiſung und Einziehung des der 
Partei zukommenden Beſcheides über die Bewilligung des Umtauſches und der ihr 
übergebenen Beſtätigung über den Erlag des Umtauſchmateriales ausgefolgt. Das 
neue Material wird in Werthzeichen der gleichen Gattung, alſo allgemeine Stempel⸗ 
marken gegen allgemeine Stempelmarken, Stempelmarken für die Effectenumſatz⸗ 
ſteuer gegen Stempelmarken dieſer Gattung, Wechſelblankette gegen Wechſelblankette 
u. ſ. w., ausgefolgt; hierbei können aber an Stelle der zum Umtauſche überreichten 
Stempelwerthzeichen Werthzeichen zwar derſekben Gattung, jedoch anderer Werth: 
kategorien, ſelbſtverſtändlich im gleichen Geſammtwerthe wie die zum Umtauſche über⸗ 
reichten Werthzeichen, verlangt werden. Im Falle der Abweiſung des Umtauſches 
wird die Entſcheidung auf jedem einzelnen mit Werthzeichen verſehenen Papiere er: 
ſichtlich gemacht und werden die Stempelwerthzeichen — inſoferne es ſich nicht um 
bereits vollſtändig ausgefertigte Urkunden oder unaufgeklebte, unverdorbene Stempel⸗ 
marken oder unverdorbene amtliche Stempelmarken handelt — im durchlochten Zu 
ſtande zurückgeſtellt. 


(Zur Hygiene der Barbier- und Friſeurſtuben) Ein im Vereine 
mit dem Vorſteher der Genoſſenſchaft der Barbiere vom Stadtphyſikate in Budapeſt 
ausgearbeitetes Regulativ ſchreibt die nachſtehenden Vorkehrungen vor: 

1. Der Inhaber einer Barbierſtube hat für die größte Reinlichkeit im 
Locale zu ſorgen, Thiere dürfen in demſelben nicht gehalten werden. 

2. Die Lehne des Barbierſeſſels iſt bei der Bedienung des Gaſtes mit einem 
ſauberen Tuche zu bedecken. 

3. In der Barbierſtube darf Niemand ein Nachtlager haben. 

4. Angeſtellte, die mit Haar- oder Hautkrankheiten behaftet find, müſſen 
ſofort entlaſſen werden. 

5. Die Angeſtellten müſſen nach der Bedienung eines jeden Gaſtes ihre 
Hände waſchen, Perſonen, welche an einer Haut- oder Haarkrankheit leiden, dürfen 
nicht bedient werden. 

6. Scheeren, Raſirmeſſer und jedes metallene Werkzeug müſſen nach dem 
Gebrauche mit dreipercentiger Sodalöſung gereinigt werden. 

7. Kämme und Bürſten uüſſen nach jedem Gebrauche mit dreipercentiger 
Sodalöſung abgewaſchen werden. Die Anwendung von Walzbürſten iſt unterſagt. 

8. Es darf keine Reismehl⸗Streubüchſe (Puderquaſte) gebraucht werden, 
ſondern das Einpudern hat mittelſt reiner Watte zu geſchehen, welche nach Gebrauch 
wegzuwerfen iſt. 

9. Gemeinſame Schnurrbartbinden dürfen nicht verwendet werden. 

10. Bei jedesmaligem Haarſchneiden muß ein vollftändig reines, nach dem 
Waſchen noch nicht gebrauchtes Tuch verwendet werden. 

11. Das Regulativ muß in jeder Raſirſtube an leicht bemerkbarer Stelle 
angebracht werden. 

12. Für die genaue Einhaltung des Regulativs iſt der Eigenthümer des 
Locals verantwortlich. 

13. Jedes Vergehen gegen dieſe Beſtimmungen wird mit einer Geldſtraſe 
von 50 fl., eventuell mit einer entſprechenden Freiheitsſtrafe geahndet. 

14. Die Controle über die genaue Einhaltung dieſer Vorſchriſt iſt Aufgabe 
des Bezirksamtes. (5Geſundheit.“) 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben die Forſträthe und Landes⸗Forſtinſpectoren Ferdinand 
Tepper in Zara und Cornelius Rieder in Klagenfurt zu Oberforfträthen 
ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Wenzel Prochäzka zum 
Statthaltereirathe der Statthalterei in Prag ernannt und dem Bezirkshauptmanne 
Dr. Heinrich Ritter von Herget den Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes verliehen. ö 

Dem Bergrathe Karl Bro? in Pkibram wurde anläßlich der Verſetzung 
in den Ruheſtand der Ausdruck der Allerhöchſten Anerkennung bekanntgegeben. 

Se. Majeſtät haben dem bei der Donau⸗Regulirungs⸗Commiſſion in "Ver: 
wendung ftehenden Baurathe des niederöſterr. Staatsbaudienſtes Martin Laß⸗ 
bacher anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Oberbaurathes 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Director der Finanz⸗Landescaſſe in Linz Guſtav 
Aiſtleitner anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Re⸗ 
gierungsrathes und dem Controlor derſelben Caſſe Johann Dillmann aus dem 
gleichen Anlaſſe den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Director bei der Statthalterei in Zara 
Karl Müller anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines kaiſer⸗ 
lichen Rathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Landesregierungsſecretär 
in Troppau Edmund von Stellwag⸗Carion zum Bezirkshauptmanne in 
Böhmen ernannt. 

Der Minifterpräfident a. L. d. M. d. J. hat den Bezirks⸗Obercommiſſär 
Max Freiherrn von Weichs zur Wenne zum Landesregierungs⸗Secretär in 
Schleſien ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat im Stande der Wiener 
Sicherheitswache den Revier⸗Inſpector Franz Loſik und den Concipiſten der 
Wiener Polizei⸗Direction Ludwig Rätſay von Rätſa zu Bezirks⸗Inſpectoren 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär Heinrich Krutter zum 
Finanzſecretär und den Finanzrommiſſär Hilarion Gulka zum Finanz⸗Ober⸗ 
commiſſär für den Bereich der Finanzdirection in Czernowitz ernannt, 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Lorenz Bucchich zum 
Finanzſecretär und die Finanzcommiſſäre Albis Pini, Joſef Dvornik und 
Johann Paſaric zu Finanz⸗Obe rcommiſſären für den Bereich der Finanz⸗ 
Landes direction in Zara ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Inſpector Dr. Joſef Luxar do zum 
Steuer⸗Ober⸗Inſpector für den Dienſtbereich der dalmatiniſchen Finanz⸗Landes⸗ 
direction ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den prov. Secretär der Finanzprocuratur in 
Brünn Dr. Jaroslav Peka zum definitiven Finanz-Procuraturs⸗Secretär ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Secretär der General-Direction der Tabakregie 
Dr. Julius Indrak zum Infpector und Finanzrathe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Rechnungsrevidenten Anaclet Buzolic und 
au Vaccari zu Rechnungsräthen bei der Finanz⸗Landesdirection in Zara 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Hermann Keller zum 
Haupt⸗Steueramts⸗Controlor in Lemberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Hauptcaſſiere Franz Juſt und Friedrich 
Bayerl zu Liquidatoren und die Adjuncten Edmund Ellinger, Karl Daneſch, 
Hans Ritter Mahl⸗Schedl von Alpenburg und Oskar Weis zu Haupt: 
caſſieren bei der Staatsſchuldencaſſe ernannt. 

Der Finanzminifter hat die Steuereinnehmer Friedrich Leitner und 
Raimund Schinek zu Hauptſteuereinnehmern in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzwach-Obercommiſſäre II. Claſſe Guſtav 
Grund und Emil Cippico zu Finanzwach⸗Obercommiſſären I. Claſſe in Zara 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Hauptſteueramts⸗Conkrolore Wilhelm Rosuer 
und Eduard Pauler zu Hauptſteuer⸗Einnehmern, den Steueramts⸗Controlor 
Auguſt Suwald und den Skeueramts⸗Official Richard Jurczek zu Hauptſteuer⸗ 
amts⸗Controloren bei der Finanz⸗Direction in Troppau ernannt. 


Erledigungen. 

1 Hauptſteuereinnehmersſtelle in der VIII., eventuell 1 Steuer: 
einnehmersſtelle oder Hauptſteueramts⸗Controlorſtelle in der IX., 
eventuell 1 Steueramts⸗Controlorſtelle oder Steueramts⸗Officials⸗ 
ſtelle in der X., eventuell 1 Steueramtsadjunctenſtelle in der XI. Rangs⸗ 
claſſe bei der Finanz⸗Landes⸗Direction in Graz bis 28. Auguſt 1899 (Amts⸗ 
blatt Nr. 179). 

1 Bauadjunc tenſtelle in der X. Rangsclaſſe im oberöſterr. Staats⸗ 
baudienſte bis 5. September 1899 (Amtsblatt Nr. 183). 

4 Ingenieurſtellen in der IX. Rangsclaſſe, eventuell Bauadjuncten⸗ 
ſtellen in der X. Rangsclaſſe, und 2 Baupraktikantenſtellen mit dem Adjutum 
jährlich 600 fl. bei der Seebehörde in Trieſt bis 15. September 1899 (Amts⸗ 
blatt Nr. 183). 

1 Kanzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der Polizeidirection in 
Trieſt bis 4. September 1899 (Amtsblatt Nr. 184). 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 41 und 42 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


